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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Staatsrechnung

Im Rahmen der Staatsrechnung 2018 korrigierte der Bundesrat auch die Fehler der
Staatsrechnung 2017. Dazu nahm er ein Restatement, also eine Neubewertung der
betroffenen Bilanzpositionen und eine Korrektur der Bilanz, Erfolgs- und
Finanzierungsrechnung 2017 vor. Die Fehler betrafen die Verrechnungssteuer sowie die
Bewertung der Nationalstrassen und Rüstungsbauten. 
Der verspätete Beginn der Abschreibung einzelner Strassenabschnitte vor 2008 führte
zwischen 2008 und 2017 insgesamt zu fehlenden Abschreibungen in der Höhe von CHF
1'107 Mio. In Kombination mit der fehlenden Berücksichtigung von Kantonsanteilen über
CHF 595 Mio. und rückwirkenden Abschreibungen über CHF 206 Mio. führte dies zu
einem um CHF 718 Mio. zu hohen Eigenkapital, wovon Korrekturen in der Höhe von CHF
153 Mio. direkt auf die Erfolgsrechnung 2017 entfielen, während der Rest über eine
Reduktion des Eigenkapitals per 1.1.2017 verbucht wurde. 
Rüstungsbauten von Armasuisse waren per 31. Dezember 2017 mit CHF 117 Mio.
überbewertet, CHF 110 Mio. stammten aus den Jahren vor 2016 und wurden ebenfalls
direkt über das Eigenkapital korrigiert. Die übrigen CHF 7 Mio. wurden im Rahmen der
Abschreibungen in der Erfolgsrechnung korrigiert. 
Bei der Verrechnungssteuer mussten einerseits im Rahmen der Erfolgsrechnung die
mutmasslichen Debitorenverluste um CHF 172 Mio., andererseits das Ergebnis der
Finanzierungsrechnung wegen tieferer Verrechnungssteuer-Einnahmen,
Rückstellungen, Kantonsanteilen an der Verrechnungssteuer und Verzugszinsen um CHF
178 Mio. nach unten korrigiert werden. 
Insgesamt lag das Eigenkapital per Ende 2017 somit etwa CHF 1 Mrd. tiefer
(Verrechnungssteuer: CHF -172 Mio., Nationalstrassen: CHF -718 Mio., Rüstungsbauten:
CHF -117 Mio.) und das Ergebnis der Finanzierungsrechnung um CHF 178 Mio. tiefer als
bei der ersten Version der Staatsrechnung 2017. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im April 2019 veröffentlichte der Bundesrat die Staatsrechnung 2018. Wie immer seit
dem Jahr 2009 schrieb der Bund schwarze Zahlen – im Schnitt beträgt der jährliche
Haushaltsüberschuss seit 2009 CHF 2.8 Mrd. Das Finanzierungsergebnis 2018 ergab
einen Überschuss in der Höhe von CHF 3.029 Mrd.; prognostiziert worden war ein
Überschuss von CHF 295 Mio. Wie bereits im Vorjahr war der hohe Überschuss auf die
hohen ordentlichen Einnahmen zurückzuführen; diese übertrafen die veranschlagten
Einnahmen um CHF 2.2 Mrd. und kamen insgesamt auf CHF 73.5 Mrd. zu liegen. Auch
dieses Jahr wurden vor allem Mehreinnahmen bei der Verrechnungssteuer (+CHF 1.6
Mrd.) und bei der direkten Bundessteuer (+CHF 0.9 Mrd.) verzeichnet. Hinzu kamen
ausserordentliche Einnahmen in der Höhe von CHF 90 Mio., die von der Rückzahlung
der unrechtmässig erhaltenen Subventionen der Postauto AG stammten. Die
ordentlichen Ausgaben beliefen sich auf CHF 70.6 Mrd. und unterschritten den
Voranschlag um CHF 450 Mio.; ungefähr CHF 300 Mio. weniger wurden bei der
Sicherheit, etwa CHF 400 Mio. weniger bei der sozialen Wohlfahrt ausgegeben. Einige
Bereiche verzeichneten jedoch auch höhere Ausgaben als geplant. 
Erstmals seit 1997 fielen die Bruttoschulden unter CHF 100 Mrd.; sie wurden um CHF
5.8 Mrd. auf CHF 99.4 Mrd. reduziert. Die Erfolgsrechnung schloss mit einem
Ertragsüberschuss von CHF 5.7 Mrd., die Investitionsrechnung mit einem Minus von
CHF 9.7 Mrd. Begründet wurde Letzteres durch den Ausgabenanstieg um 30.1 Prozent
auf Ausgaben in der Höhe von 10.9 Mrd., die der Bundesrat insbesondere durch die
erstmaligen Einlagen im Netzzuschlagsfonds (CHF 1.3 Mrd) und im Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds (CHF 1.1 Mrd.) erklärte. Im Rahmen der Staatsrechnung
2018 publizierte der Bundesrat auch die im letzten Jahr geforderten Korrekturen an der
Staatsrechnung 2017. 
Die Medien schwankten in ihrer Beurteilung des Ergebnisses wie schon im Jahr zuvor
zwischen Freude über den Überschuss und Kritik an der Differenz zum Voranschlag. Der
Tagesanzeiger sprach von einem «Rekordergebnis» und zitierte Philipp Müller (fdp, AG),
der die Überschüsse als «Konjunkturpuffer» befürwortete. Er liess aber auch Erich
Ettlin (cvp, OW) und Mattea Meyer (sp, ZH) mit eher bis sehr kritischen Stimmen zu Wort
kommen. Letztere vermutete eine Systematik hinter den pessimistischen Schätzungen
und kritisierte insbesondere die Schuldenbremse. 

Kaum zu Diskussion, jedoch zu ausführlichen Berichten der Kommissionssprecherinnen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2019
ANJA HEIDELBERGER
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und -sprecher kam es im Ständerat, der die Staatsrechnung, die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds sowie die Rechnung des Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2018 in der Sommersession 2019 einstimmig
annahm. Im Nationalrat wurde zwar etwas länger über die Staatsrechnung diskutiert –
einmal mehr warnten die Bürgerlichen, darunter auch Finanzminister Maurer, vor
kritischeren Aussichten für die Zukunft und mahnten folglich zu Sparsamkeit, während
die Linken eben genau dieses Vorgehen des Mahnens, Sparens und Überschüsse-
Schreibens kritisierten. Dennoch nahm auch der Nationalrat alle drei Rechnungen
einstimmig an. 2

Voranschlag

Bei der Debatte im Nationalrat zeigte sich, dass die bürgerlichen Bundesratsparteien,
aus deren Reihen die im Vorjahr überwiesene Sparmotion gekommen war, sich mit der
Budgetdisziplin äusserst schwer taten. So verlangten ihre Fraktionssprecher
Mehrausgaben im Landwirtschaftsbereich; die Freisinnigen, unterstützt von den
Liberalen, wünschten ausserdem zusätzliche Mittel für den Strassenbau. Einzig die
Grünen hielten am Text der Sparmotion fest und forderten ein Budget, das sich an den
wirtschaftlichen Eckdaten orientiert; ihr Rückweisungsantrag blieb aber erfolglos. In
der Detailberatung erhöhte der Nationalrat die Mittel für die Parlamentsdienste und für
EDV-Material bei der Bundeskanzlei sowie für die Investitionshilfe im Berggebiet,
Kürzungsanträge von SP und GPS bei den Militärausgaben lehnte er jedoch ab. Auch im
Bereich der Landwirtschaft beschloss die Volkskammer gegen den Widerstand von
Bundesrat und Kommissionsmehrheit bei mehreren Posten das Budget aufzustokken.
Im Bereich des Strassenbaus setzten sich namentlich Vertreter des Freisinns und der
Westschweiz für massive Budgeterhöhungen (CHF 210 Mio. beim National- und CHF 84
Mio. beim Hauptstrassenbau) ein. Der Rat lehnte die Aufstockung der
Nationalstrassenmittel knapp ab, bewilligte jedoch die zusätzlichen Mittel für den
Hauptstrassenbau.

Im Ständerat ging es im gleichen Stil weiter. Die Vertreter der Kantone übernahmen
nicht nur sämtliche Aufstockungsbeschlüsse der Volkskammer, sondern bewilligten
auch noch beim Nationalstrassenbau zusätzliche CHF 210 Mio, welche in der
Differenzbereinigung dann auf CHF 150 Mio. reduziert wurden. 3

ANDERES
DATUM: 12.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Daraufhin erklärte sich der Bundesrat bereit, die Ausgaben im Budget 1992 um
höchstens CHF 500 Mio. zu kürzen. Diese Kürzungen nahm er im Nationalstrassenbau,
beim Militärdepartement, im Asylwesen und in der Landwirtschaft vor; ausserdem
verschob er die Verpflichtungen in der Höhe von über CHF 100 Mio. für die Beteiligung
an der internationalen Entwicklungsorganisation IDA auf das Budget 1993. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Beratungen im Parlament gestalteten sich relativ schwierig. Zuerst hob der
Ständerat gewisse Kürzungen wieder auf. Im Nationalrat stellten drei Fraktionen
(LdU/EVP, SD/Lega, AP) den Antrag auf Rückweisung mit der gleichzeitigen
Aufforderung an den Bundesrat, einen Voranschlag mit höchstens CHF 500 Mio. Defizit
zu präsentieren. Der Rat lehnte den Rückweisungsantrag jedoch mit 148 zu 25 Stimmen
ab. In der Detailberatung standen über 30 Abänderungsanträge zur Diskussion, wobei
vor allem die Strassenbeiträge des Bundes an die Kantone und die Mittel für den
Nationalstrassenbau umstritten waren; letztere wurden nur ganz leicht gekürzt. Zum
Schluss verabschiedete der Nationalrat einen Voranschlag mit einem budgetierten
Defizit von CHF 1.309 Mrd. Im Differenzbereinigungsverfahren gab die kleine Kammer in
über 40 Detailfragen dem Nationalrat nach, dieser schloss sich dafür dem Beschluss
des Ständerats betreffend höherer Nationalfondsgelder an. Der so verabschiedete
Voranschlag sah noch ein Defizit von CHF 1.328 Mrd. vor. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Finanzkommissionen beider Räte suchten nach zusätzlichen Ausgabenkürzungen,
scheiterten jedoch, weil die meisten Ausgaben gesetzlich gebunden sind und «die
Zitrone ausgepresst» sei. Während die Finanzkommission des Ständerates dem Plenum
schliesslich nur gerade Kürzungen von CHF 151 Mio. empfahl, nahm jene des
Nationalrates Kürzungen von CHF 350 Mio. vor. Abgezwackt wurde vor allem beim
Nationalstrassenbau und beim Militär. Dafür begrenzten beide Kommissionen das
Lohnopfer des Bundespersonals, indem sie dieses nach Lohnkategorien abstuften. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.11.1997
EVA MÜLLER
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Im Rahmen der Debatte zum Voranschlag 2020 verabschiedete das Parlament auch die
Nachträge II und IIa zum Voranschlag 2019. Ersteren hatte der Bundesrat im
September 2019 vorgestellt: Der Nachtrag II umfasste 13 Kredite in der Höhe von CHF 93
Mio., was abzüglich interner Kompensationen (CHF 2.6 Mio.) und Wertberichtigungen
(CHF 2 Mio.) effektive Mehrausgaben von CHF 88.4 Mio. mit sich brachte. Dies
entsprach 0.12 Prozent der Ausgaben des Voranschlags 2019, was im langjährigen
Durchschnitt lag (2012-2018: 0.15%). Der grösste Beitrag sei die Einlage für den
Nationalstrassen- und Agglomerationsfonds (NAF; CHF 57 Mio.), welche durch eine
Änderung der Verbuchungsmethode begründet sei: Die Erträge der Bewirtschaftung der
Nationalstrassen sowie Drittmittel von Kantonen und Gemeinden würden neu via ASTRA
in den NAF eingelegt; diese Einlage müsse entsprechend erhöht werden.  Um
verzögerte Projekte fertigzustellen, sollte auch der Kredit für den Betrieb, Ausbau und
Unterhalt der Nationalstrassen im Rahmen des NAF um CHF 15 Mio. erhöht werden.
Auch in der Sonderrechnung für die Bahninfrastruktur (BIF) sollte der Kredit für den
Substanzerhalt der Bahninfrastruktur für die aktualisierte Planung der
Infrastrukturbetreiber und Seilbahnen um CHF 232 Mio. erhöht werden, wobei ein Teil
dieser Kosten im Voranschlagskredit 2020 für den Betrieb kompensiert würde (-CHF 88
Mio.). Für die termingerechte Fertigstellung der Arbeiten am Ceneri-Basistunnel im
Rahmen der NEAT forderte der Bundesrat einen zusätzlichen Kredit in der Höhe von
CHF 39 Mio. Schliesslich musste der Bund CHF 25 Mio. zusätzlich an die EL zur IV
bezahlen, deren Kosten im Jahr 2019 um denselben Betrag höher ausgefallen waren als
im Voranschlag budgetiert. 
Im Oktober 2019 legte der Bundesrat zudem den Nachtrag IIa vor, der zur «Honorierung
der gezogenen Solidarbürgschaften für die schweizerische Hochseeschifffahrt» nötig
geworden sei, wie die Regierung erklärte. Darin fasste sie das neuste Problem bezüglich
der Hochseeschifffahrtsbürgschaften, die Einstellung des Schiffsbetriebs der acht
Hochseeschiffe umfassenden Massmariner SA, zusammen. Der Bund verbürge
Massmariner-Schiffe noch mit CHF 129 Mio., diese Bürgschaften seien nun nach dem
Entscheid zum Verkauf dieser Schiffe gezogen worden. Der Bund sei nun gegenüber der
betroffenen Bank zur Zahlung der ausstehenden verbürgten Darlehenssumme bis
Februar 2020 verpflichtet. 
Letzterer Nachtrag führte in der Nationalratsdebatte in der Wintersession 2020 zu
einigen Diskussionen. Zuvor hatte der Ständerat alle Nachträge diskussionslos und
stillschweigend angenommen. Bereits in der Kommission sei diese Frage intensiv
diskutiert worden, erklärte Alois Gmür (cvp, SZ) im Nationalrat; die Mehrheit sei jedoch
zum Schluss gekommen, «dass das Parlament wohl keine Alternative hat, als diesen
Nachtragskredit zu bewilligen». Ähnlich formulierten es seine Ratskolleginnen und
-kollegen, Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) sprach beispielsweise von einer
«zähneknirschenden» Zustimmung. Pirmin Schwander (svp, SZ) hingegen stellte den
Antrag, im Nachtrag II zum Voranschlag 2019 auf die Genehmigung der Zahlung zu
verzichten. Der Bund und die betroffene Bank hätten die Begleichung der
ausstehenden Darlehenssummen auf Februar 2020 festgelegt, der Bundesrat solle
diese Frist nun neu aushandeln und dadurch der Oberaufsicht und dem Parlament die
Möglichkeit geben, die Einsetzung einer PUK zu prüfen. Auch der SVP-Fraktion sei klar,
dass man zahlen müsse, erklärte Schwander, man müsse nun aber Halt sagen und der
weltweiten Hochseeschifffahrtsbranche ein Zeichen schicken, dass diese künftig die
Preise nicht mehr so stark drücken könne. Bundesrat Maurer goutierte dieses Vorgehen
keineswegs: «Sie können hier schon die starke Person spielen und sagen: «Wir bezahlen
noch nicht!» Aber wir bezahlen ohnehin», betonte er und bat den Nationalrat, den
Nachtrag zu bewilligen. Mit 103 zu 52 Stimmen (bei 40 Enthaltungen) folgte die grosse
Kammer dieser Bitte. Die SVP sprach sich geschlossen gegen den Nachtrag aus, die SP
und vereinzelte Nationalrätinnen und Nationalräte anderer Fraktionen enthielten sich
ihrer Stimme. 
Genauso wie diesen Nachtrag genehmigte der Nationalrat auch die übrigen, kleineren
Ausgaben: unter anderem CHF 3.4 Mio. aufgrund der Erhöhung des Beitragssatzes der
Schweiz für das UNO-Budget; CHF 1.7 Mio. für die Arbeitslosenversicherung, da der
Bund 2018 einen zu tiefen Beitrag geleistet hatte; CHF 1 Mio. für das IT-Programm
Genova, die durch eine Verzögerung von sechs Monaten aufgrund von
Stabilitätsmängeln der Software nötig geworden waren; CHF 430'000 aufgrund von
Änderungen am Beitragsschlüssel der OECD; CHF 350'000 für die Bundesanwaltschaft,
die durch die Untersuchungen im Disziplinarverfahren betreffend Bundesanwalt
Michael Lauber nötig geworden waren; sowie CHF 300’000 für die Zollverwaltung
aufgrund der Erhöhung des Frontex-Budgets. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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